
Personen-Suchergebnisse: Barth Emil Volksbeauftragter

23. Dezember 1918 – Verhandlungen ohne die USPD-Volksbeauftragten

Berlin * Um 23 Uhr findet in der Reichskanzlei eine Besprechung zwischen dem Kriegsminister

Heinrich Schëuch und den MSPD-Volksbeauftragten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und

Otto Landsberg statt. Der Koalitionspartner, die USPD-Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann und Emil Barth sind nicht anwesend und werden auch an den weiteren Vorbereitungen

nicht beteiligt.    Immer wieder wird der Kontakt mit der Führung der Volksmarinedivision

hergestellt, ob der Stadtkommandant Otto Wels und seine beiden mitgefangenen Mitarbeiter

inzwischen freigelassen worden sind. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst

Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im

Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

30. Dezember 1918 – Gefährdung der Revolution durch die Politik der Mehrheitssozialisten

Berlin * Die aus dem Rat der Volksbeauftragten ausgeschiedenen USPD-Mitglieder Hugo Haase,

Wilhelm Dittmann und Emil Barth geben eine öffentliche Erklärung für den Grund ihres

Ausscheidens ab: Darin erklären sie, dass sie diesen Schritt an dem Punkt unternahmen, „wo sie

nicht mehr in der Lage waren, die Gefährdung der Revolution durch die Politik der
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Mehrheitssozialisten zu verhindern“. 

Münchner Zeitensprünge Seite 2/2


